	
	[image: ktzh_logosystem_flagge_6_01 für Gebrauch im Word]
	


Gesundheitsdirektion
6/6



	

Gesundheitsgesetz (Änderung; Aufsicht über den Notfalldienst)
A. Ausgangslage
Mit der am 23. Mai 2022 überwiesenen Motion KR-Nr. 150/2019 betreffend Stärkung der Aufsicht über den Notfalldienst wurde der Regierungsrat beauftragt, gesetzliche Grundlagen zu schaffen, damit die Aufsicht über den Notfalldienst gestärkt werden kann. Damit sollen insbesondere die folgenden vier Punkte gewährleistet werden: Erstens soll der Notfalldienst die Kriterien Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit und Zweckmässigkeit erfüllen. Zweitens soll die kantonale Triagestelle von den Erbringern des Notfalldienstes unabhängig sein. Drittens soll der Wettbewerb zwischen den Notfalldienstleistern nicht verzerrt werden und viertens soll sichergestellt werden, dass einer Aufsichtskommission, zum Beispiel der Aufsichtskommission Bildung und Gesundheit, die Oberaufsicht über die Organisation des Notfalldienstes obliegt. 
Die gesetzlichen Regelungen zum Notfalldienst umfassen einerseits die Notfalldienst leistenden Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie Apothekerinnen und Apotheker (§§ 17 ff. des Gesundheitsgesetzes [GesG; LS 810.1]) sowie auch die im ganzen Kantonsgebiet zu jeder Tages- und Nachtzeit erreichbare Triagestelle zur Koordination der Notfalldienste und Patientenvermittlung (§ 17h GesG).
Am 21. März 2022 hat der Kantonsrat der Parlamentarischen Initiative KR-Nr. 358/2017 betreffend Öffentliche Ausschreibung der Triagestelle zugestimmt. Gemäss der neu geltenden Regelung muss der Betrieb der Triagestelle zur Koordination der Notfalldienste und Patientenvermittlung alle zehn Jahre öffentlich ausgeschrieben werden. Bislang konnte die Gesundheitsdirektion eine Standesorganisation oder Dritte mit dem Betrieb der Triagestelle beauftragen. Mit dieser Anpassung von § 17 GesG, die per 1. November 2022 in Kraft gesetzt wurde, ist bereits ein Teil der Anliegen der Motionäre erfüllt.
B. Ziele und Umsetzung
Die Stärkung der Aufsicht über den Notfalldienst und die Umsetzung der vier in der Motion vorgegebenen Bereiche soll wie nachfolgend umschrieben umgesetzt werden.
§ 17g GesG regelt die Aufsicht über den Notfalldienst. Diese Bestimmung soll dahingehend angepasst werden, dass in einem neuen Absatz 2 die Oberaufsicht durch den Kantonsrat explizit genannt wird. Danach obliegt es dem Kantonsrat, eine seiner Kommissionen mit der Aufsicht zu beauftragen.
Zudem ist die finanzielle Unabhängigkeit der Triagestelle von den Erbringern des Notfalldienstes in einem neuen Absatz 3 von § 17h GesG festzuschreiben.
Auf die separate Erwähnung der Kriterien "Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit und Zweckmässigkeit" kann verzichtet werden, da § 17h GesG wie erwähnt bereits die öffentliche Ausschreibung der Triagestelle verlangt. Die Ausschreibung verpflichtet zum Zuschlag an den Anbieter mit dem besten Preis-/ Leistungsverhältnis, was die Einhaltung der Kriterien "Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit und Zweckmässigkeit" sicherstellt. Auch die von den Motionären erwähnten Compliance-Kriterien werden durch die Ausschreibung erfüllt.
C. Regulierungsfolgeabschätzung
Gemäss dem Gesetz zur administrativen Entlastung von Unternehmen (EntlG; LS 930.1) ist der administrative Aufwand von Unternehmen bei der Erfüllung von Vorschriften möglichst gering zu halten. Zu diesem Zweck werden alle neuen oder zu ändernden Erlasse einer Regulierungsfolgeabschätzung unterzogen (§ 3 Abs. 2 EntlG in Verbindung mit § 5 Verordnung zur administrativen Entlastung von Unternehmen [EntlV; LS 930.11]). Mit der vorliegenden Gesetzesänderung geht kein administrativer Aufwand für Unternehmen einher. Der durch die Stärkung der Aufsicht über den Notfalldienst resultierende Mehraufwand entsteht nicht bei den Unternehmen, sondern beim Kanton.
D. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
Nähere Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen des Vorentwurfs finden sich in der nachfolgenden synoptischen Darstellung.

Kanton Zürich
Gesundheitsdirektion
Vorentwurf mit erläuterndem Bericht
25.08.2023
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	Der Kantonsrat,
	

	
	nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom (…) und der Kommission vom (…),
	

	
	beschliesst:
	

	
	
	

	
	I.	Das Gesundheitsgesetz vom 2. April 2007 wird wie folgt geändert:
	

	
	
	



	§ 17g Aufsicht und Instanzenzug

	§ 17g Aufsicht und Instanzenzug

	§ 17g Aufsicht und Instanzenzug


	1 Die Direktion beaufsichtigt die Organisation und die Durchführung des Notfalldienstes. Die durchführenden Stellen erstatten der Direktion jährlich über ihre Tätigkeit Bericht.

	[unverändert]
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	2 Entscheide der Standesorganisation und Entscheide von Dritten gemäss § 17b sind mit Rekurs bei der Direktion anfechtbar. Entscheidet die Gemeinde, richtet sich der Rechtsmittelweg nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 24. Mai 1959.

	2 Die Oberaufsicht über die Organisation und die Durchführung des Notfalldienstes obliegt dem Kantonsrat.
	Im neuen Absatz 2 wird die Oberaufsicht durch den Kantonsrat explizit festgehalten. Ob der Kantonsrat, wie in der Motion vorgeschlagen, die Aufsichtskommission Bildung und Gesundheit (ABG) damit beauftragt, ist ihm zu überlassen.


	
	
	

	
	3 Entscheide der Standesorganisation und Entscheide von Dritten gemäss § 17b sind mit Rekurs bei der Direktion anfechtbar. Entscheidet die Gemeinde, richtet sich der Rechtsmittelweg nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 24. Mai 1959.


	Der bisherige Absatz 2 wird zum neuen Absatz 3. Er bleibt inhaltlich unverändert.
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	1 Die Direktion betreibt eine für das ganze Kantonsgebiet zuständige, jederzeit erreichbare Triagestelle zur Koordination der Notfalldienste und Patientenvermittlung.
2 Die Triagestelle
a. verfügt über eine Betriebsbewilligung nach §§ 35 und 36,
b. unterhält eine kantonsweit einheitliche Notfallrufnummer,
c. vermittelt Patientinnen und Patienten an die örtlich und fachlich zuständigen Notfalldienstleistenden oder im Bedarfsfall an andere medizinische Leistungserbringer,
d. legt Regeln zur einheitlichen Gestaltung der Dienstpläne der Standesorganisation fest.
3 Die Direktion kann eine Standesorganisation oder Dritte mit dem Betrieb der Triagestelle beauftragen. Die Auswahl findet im Rahmen einer öffentlichen Ausschreibung statt, die alle zehn Jahre neu durchgeführt wird.

	1 [unverändert]




2 [unverändert]














3 Die Triagestelle ist von den Notfalldienstleistenden und anderen medizinischen Leistungserbringern finanziell unabhängig.

	


















Die mit der Motion verlangte gesetzliche Vorschrift, dass die Triagestelle von den Erbringern des Notfalldienstes unabhängig ist, wird mit der im neuen Absatz 3 festgehaltenen finanziellen Unabhängigkeit erfüllt. Eine organisatorische Unabhängigkeit soll hingegen nicht gesetzlich festgeschrieben werden, da die heute mit dem Notfalldienst beauftragte Standesorganisation die Triagestelle betreibt und die Notfalldienst-leistenden Ärztinnen und Ärzte gleichzeitig Mitglieder 
derselben Standesorganisation sind. Eine organisatorische und auch personelle Unabhängigkeit wäre in dieser Konstellation nicht umsetzbar.
Die finanzielle Unabhängigkeit ist auch bei der heute beauftragten Triagestelle bereits gegeben. Es erfolgen keine finanziellen Rückvergütungen an die Triagestelle für geleistete Einsätze. Die Notfalldienstleistung wird weder aus der Staatskasse noch von der Standesorganisation vergütet. Die Vergütung erfolgt einzig über die Abrechnung der erbrachten Leistungen mit den Krankenversicherungen.

	4 Die Gemeinden tragen 50% der dem Kanton gemäss Abs. 1-3 entstehenden Kosten. Die Direktion berechnet den Anteil der Gemeinden nach der Einwohnerzahl.


	4 Die Direktion kann eine Standesorganisation oder Dritte mit dem Betrieb der Triagestelle beauftragen. Die Auswahl findet im Rahmen einer öffentlichen Ausschreibung statt, die alle zehn Jahre neu durchgeführt wird.
	Der bisherige Absatz 3 wird zum neuen Absatz 4. Er bleibt inhaltlich unverändert.

	5 Die Triagestelle veröffentlicht ihren Jahresbericht. Sie weist darin die Anzahl der Anrufe auf die Notfallrufnummer aus.
	5 Die Gemeinden tragen 50% der dem Kanton gemäss Abs. 1-3 entstehenden Kosten. Die Direktion berechnet den Anteil der Gemeinden nach der Einwohnerzahl.
	Der bisherige Absatz 4 wird zum neuen Absatz 5. Er bleibt inhaltlich unverändert.

	
	
	

	
	6 Die Triagestelle veröffentlicht ihren Jahresbericht. Sie weist darin die Anzahl der Anrufe auf die Notfallrufnummer aus.
	Der bisherige Absatz 5 wird zum neuen Absatz 6. Er bleibt inhaltlich unverändert.
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